
NIEDERSCHRIFT HFA/0015/2022 

 
über die Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses am 07.06.2022 im 

Sitzungssaal des Rathauses. 
 
 

Vorsitzende: 
Frau Marion Dirks  

 

Ausschussmitglieder: 
Herr Matthias Ahlers  
Herr Marco Lennertz  
Herr Peter Rose Vertretung für Herrn 

Christoph Ueding 
Herr Thomas Schulze Temming Vertretung für Herrn 

Franz Josef Schulze 
Thier 

Herr Werner Wiesmann Vertretung für Frau 
Heike Ahlers 

Frau Hanna Hüwe  
Herr Christof Peter-Dosch Vertretung für Herrn 

Thomas Jakobi 
Herr Carsten Rampe  
Herr Thomas Tauber  
Herr Frank Wieland Vertretung für Frau Iris 

Pawliczek 
 

Mitglied gem. § 58 Abs. 1 Satz 11 GO NRW: 
Herr Niels Geuking ab TOP 2 

 

Von der Verwaltung: 
Herr Hubertus Messing  
Frau Marion Lammers  
Herr Martin Struffert  
Herr Stefan Holthausen  
Frau Jutta Kentrup  

 

Schriftführerin: 
Frau Ute Höning  

 
 
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 20:20 Uhr 
 
Die Vorsitzende Frau Dirks stellt fest, dass zu dieser Sitzung form- und fristgerecht 
eingeladen wurde. Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.  
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TAGESORDNUNG 

 

I. Öffentliche Sitzung 
 

1. Erhöhung der Artenvielfalt im Bereich der Wegerandstreifen 

 Frau Dirks erläutert anhand der Sitzungsvorlage und mit Bezugnahme auf 
die Vorberatungen im Bezirks- und Umweltausschuss den Sachverhalt.  
 
  

Beschlussvorschlag für den Rat: 
 
Die durch den Kreis Coesfeld festgestellten Überschneidungsflächen 
werden verwaltungsseitig nach den beschriebenen Kriterien gesichtet. 
Überackerte Flächen, bei denen es sich nicht um klassische Seitenränder 
an Wirtschaftswegen handelt, werden an die Bezirksregierung Münster 
für ein Flurbereinigungsverfahren übertragen. Im Gegenzuge erhält die 
Stadt Billerbeck größere zusammenhängende Flächen, die für die Anle-

gung von Artenschutzmaßnahmen zu nutzen sind. Für den Fall, dass 

Flächen für den Radwegebau verwendet werden sollen, ist im Ein-

zelfall neu zu beraten.  
 
Abweichend von der Zuständigkeitsordnung der Stadt Billerbeck wird der 
Bürgermeisterin die Entscheidung über den Tausch der v. g. Flächen, die 
größer als 100 m² sind, übertragen.  
 
Durch die Flurbereinigungsbehörde wird regelmäßig in einer Sitzung über 
den Stand des Verfahrens berichtet, voraussichtlich erfolgt dies erstmals 
nach zwei Jahren, da früher kein vorzeigbares Ergebnis erwartet wird.  
 
Die Durchführung des Flächentausches muss mit dem Ziel erfolgen,  

 dass der Stadt Billerbeck hierdurch kein Werteverlust entsteht und  

 dass als Ergebnis die Stadt Billerbeck größere zusammenhängende 
Flächen für die Artenvielfalt erhält oder private Flächen in identischer 
Größenordnung oder Wertigkeit im Randbereich mit Grunddienstbar-
keiten versehen werden, so dass dort entsprechende Anpflanzungen 
entstehen und dauerhaft gesichert werden. Für die neuen städt. 
Grundstücke ist dann mit Unterstützung des Naturschutzzentrums 
Kreis Coesfeld ein Bewirtschaftungskonzept zu erarbeiten. Entspre-
chende finanzielle Mittel werden zeitnah hierfür in den Haushaltsplan 
eingestellt. 

 
Wegeflächen, die sich von städt. Flächen auf Privateigentum verschoben 
haben, sollen durch entsprechenden Tausch mit den städt. überackerten 
Flächen in das Eigentum der Stadt Billerbeck gehen.  

 
 
  

Stimmabgabe: einstimmig 
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2. Aufbau einer E- Ladesäuleninfrastruktur in Billerbeck 

 Frau Dirks erläutert den Sachverhalt anhand der Sitzungsvorlage und 
betont, dass die Stadt Billerbeck dem Thema “Barrierefreiheit” besondere 
Beachtung schenken möchte. Bedauernswerter Weise gibt es bis dato 
keine zertifizierten Ladesäulen. Die ursprüngliche Idee eine Ladesäule 
umzubauen, musste leider verworfen werden, da eine Zertifizierung nicht 
hätte erreicht werden können. Das Thema wird von der Stadt weiterver-
folgt. 
Zur Bezahlfunktion führt Frau Dirks aus, dass verschiedene Karten-, 
Handy- oder per App-Zahlungen möglich sein werden.  
 
Herr Wieland meldet sich zu Wort und teilt mit, dass er die Anschaffung 
der Ladesäulen – auch im Hinblick auf den Tourismus – vorangetrieben 
wird. Bedenken äußert Herr Wieland hinsichtlich der Ladezeit und einer 
eventuellen Blockade der zur Verfügung stehenden Ladesäule und Flä-
che.  
 
Frau Dirks erläutert, dass die Stellflächen für die Ladesäulen so gewählt 
wurden, dass diese sowohl den Touristen, aber auch der eigenen Bevöl-
kerung zugänglich gemacht werden solle. Eine Beschilderung – wie an 
der Ladesäule Rathausparkplatz – sei nicht ganz richtig. Zukünftig wird – 
nach Ermittlung der durchschnittlichen Ladezeit für E-Autos – eine Zeit-
begrenzung vorgegeben.  
 
Frau Hüwe weist darauf hin, dass oftmals über die Anbieter, die die La-
dekarten zur Verfügung stellen, auf eine zeitliche Vorgabe hingewiesen 
wird mit dem Hinweis ansonsten eventuell ein Bußgeld zahlen zu müs-
sen.    
 
Auf Rückfrage von Herrn Schulze Temming hinsichtlich der Kosten bzw. 
der Höhe der Förderung – antwortet Frau Lammers, dass die förderfähi-
gen Kosten (Ladesäulen) mit 80 % bezuschusst werden max. 56 T Euro.  
 
 

Beschluss: 

 
Die Ausführungen werden z. Kts. genommen. 
 
  

3. Flüchtlingssituation in Billerbeck/ Förderung der Integration von Ge-

flüchteten 
  

Herr Struffert erläutert die Sitzungsvorlage und weist darauf hin, dass sich 
aktuell 69 Flüchtlinge in der Betreuung der Stadt Billerbeck befinden. Da-
von sind 20 Personen in Gastfamilien, 42 Personen in Gemeinschaftsun-
terkünften und 7 Personen in Mietwohnungen untergebracht. 
 
Frau Dirks stellt fest, dass die vorgenannten Ausführungen, die Entschei-
dung, dass momentan kein Personalbedarf vorhanden ist, richtig ist. Sie 
weist auf die damalige Entscheidung in 2015/16 hin und die soziale Be-
treuung durch das DRK wurde bereits erweitert.  
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Weiterhin berichtet Frau Dirks vom Lenkungskreis Soziales beim Kreis 
Coesfeld, dass man bestrebt sei, mit den Ukrainern direkt ins Gespräch 
zu kommen.  Entsprechende Maßnahmen sollen – fachlich begleitet – 
angeboten werden – dieses alles unter Berücksichtigung der persönli-
chen Bedürfnisse der Flüchtlinge.  
Die Flüchtlingsinitiative “Hiergeblieben” hat eine Stellungnahme diesbe-
züglich abgegeben, die beinhaltet, dass eine Unterstützung im sozialen 
Bereich wünschenswert ist.  
Offen bleibt – so Frau Dirks – was die Zukunft hinsichtlich der notwendi-
gen Betreuung von Flüchtlingen bringt. Es wird gehandelt – falls erforder-
lich.  
 
Anschließend berichtet Frau Dirks von ihrem Besuch in Lettland, bei dem 
Gespräche mit ukrainischen Geflüchteten stattgefunden haben. U.a. ein 
Gespräch mit einem Bürgermeister einer ukrainischen Stadt, in dem die-
ser geschildert habe, dass in anderen Ländern die Ukrainer nicht die 
Möglichkeiten sehen, die in Deutschland gesehen werden. In Lettland 
gibt es keine soziale Unterstützung, keine Arbeitsplätze, keine Beschäfti-
gungsmöglichkeiten – somit keine Perspektive.  
 
Herr Lennertz bedankt sich für die ausführliche Sachverhaltsdarstellung. 
Bezugnehmend auf den gestellten Antrag der CDU betont Herr Lennertz, 
dass die Intention nicht gewesen sei, Strukturen zu ändern, sondern Ziel 
sei, das Thema komplett zu beleuchten und gemeinsam zu schauen, wo 
Lösungsansätze zu finden sind. Hinsichtlich der Stellenanzahl bei der 
Verwaltung äußert Herr Lennertz seine Bedenken und belegt dieses mit 
der Stellungnahme der Flüchtlingsinitiative “Hier geblieben”. Diese ver-
weist darauf, dass es wichtig sei, im Feld der sozialen Betreuung Stellen-
potentiale zu schaffen. Wichtig sei vor allem das Thema der Inklusion. 
Das Bestreben der CDU sei auf keinen Fall gegen die Verwaltung zu ar-
beiten und schlägt somit vor, eine genaue Bedarfsermittlung durchzufüh-
ren. Zum einen sollte das Feld der Inklusion betrachtet werden – zum 
anderen die Integration und dieses unter Berücksichtigung der Vermei-
dung einer Überforderung des Ehrenamtes. Betrachtet werden sollten 
nicht nur die Menschen, die Hilfe benötigen, sondern auch die, die die 
Hilfe leisten. Herr Lennertz tendiert zu der Möglichkeit, der Verwaltung 
einen Arbeitsauftrag zu erteilen, um eine detaillierte Betrachtung noch-
mals zu beraten.  
Herr Struffert entgegnet, dass die Erteilung eines Arbeitsauftrages sei-
tens der Ausschussmitglieder nicht erforderlich ist, da der Arbeitsauftrag 
“Integration” zu den Pflichten der Stadt gehöre. Dieser wird in Zusam-
menarbeit mit dem Kreis Coesfeld wahrgenommen. Der Verwaltung liegt 
es fern, die Aufgaben auf das Ehrenamt abzuwälzen – das ist definitiv 
nicht der Fall. Ein mögliches Kommunikationsproblem könne unter Um-
ständen daraus entstehen, dass nicht Alles in die Öffentlichkeit getragen 
werden soll. Datenschutzrechtliche Gründe seien Ursache für das Defizit 
an Informationen. Hinweisend betont Herr Struffert nochmals, dass die 
Federführung – hinsichtlich Integration – bei der Verwaltung liegt. 
 
Frau Dirks berichtet aus dem Lenkungskreis, dass nach den Sommerferi-
en der IBP sich im Haupt- und Finanzausschuss vorstellen, der den Auf-
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trag hat, im nördlichen Kreisgebiet ein Projekt auf den Weg zu bringen, 
um Menschen, die keine Wohnung bzw. keine passende Wohnung fin-
den, zu unterstützen. Dieses mit sozialem Sachverstand, aber auch mit 
wohnungswirtschaftlichem Sachverstand.  
 
Nachfolgend meldet sich Herr Wieland zu Wort und teilt mit, dass er sich 
der Meinung der Verwaltung anschließen könne – hinsichtlich der Perso-
nalmaßnahme in der aktuellen Situation. Dennoch betont Herr Wieland, 
dass der Vorschlag von Herrn Lennertz aufgegriffen werden solle und in 
jeder HFA-Sitzung ein kurzer, aktueller Bericht erfolgen solle.  
Weiterhin lobt Herr Wieland die große Einsatzbereitschaft der Ehrenamt-
lichen und wirbt für das Vertrauen in die Verwaltung.  
 
Anschließend nimmt Herr Tauber Bezug auf die letzte Ratssitzung und 
bekräftigt nochmals die Ablehnung seitens der Fraktion der SPD hinsicht-
lich des Antrages der CDU und des Vorschlages der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen. Nach den Ausführungen von Herrn Struffert – wobei ne-
ben der Sachlichkeit auch immer eine hohe Emotionalität wahrgenom-
men werde – ist Herr Tauber der Meinung, dass eine gute Absicherung 
der Hilfebedürftigen gegeben ist. Ebenso bekräftigt Herr Tauber die Tat-
sache, dass alle beteiligten Personen nicht einer Überforderung ausge-
setzt seien sollten. Die beabsichtigte Gründung (Antrag CDU) eines Bei-
rates hält Herr Tauber nicht für erforderlich, da die bestehenden Struktu-
ren gut funktionieren. Der Vorschlag, dass ein regelmäßiger Bericht erfol-
gen soll wird auch seitens der SPD unterstützt. Wünschenswert wären 
Angaben der Verwaltung darüber, welche Ressourcen finanziell und per-
sonell vorhanden sind. Unter der Voraussetzung, dass die Verwaltung 
einen personellen Bedarf signalisiert, geht Herr Tauber davon aus, dass 
Einigkeit darüber herrsche, dass dann zielgerichtet gehandelt wird und 
Mittel zur Verfügung gestellt werden.    
Seitens der Verwaltung wird von Frau Lammers vorgeschlagen, zeitgleich 
mit der Berichterstattung zur Coronalage eine Berichterstattung zur 
Flüchtlingssituation in den Ratssitzungen abzugeben – anhand eines 
mündlichen Berichtes oder einer kurzen Power-Point-Präsentation.  
Herr Tauber und Herr Lennertz äußern den Wunsch, nicht nur im Rat zu 
berichten, sondern auch im Fachausschuss dem HFA – falls der Bedarf 
besteht, da hier die finanziellen Ressourcen zur Verfügung stehen.      
  

Beschlussvorschlag für den Rat: 
  
Der Bericht über die aktuelle Flüchtlingssituation in Billerbeck wird zur 
Kenntnis genommen. Der Antrag der CDU Fraktion auf Schaffung weite-
rer Stellenanteile im Fachbereich Soziales wird zurückgestellt, bis ein zu-
sätzlicher Bedarf erkennbar ist, und soweit er die Gründung eines Beira-
tes betrifft abgelehnt, da es bereits bestehende Strukturen in Billerbeck 

gibt. In Verbindung mit dem regelmäßig zu erstattenden Ukrainebe-

richt wird ebenso ein Bericht zur Situation der geflüchteten Men-

schen mit Blick auf die finanziellen Ressourcen dem Rat der Stadt 

erstattet. 
 

Stimmabgabe: einstimmig 
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4. Mitteilungen 

 Keine.  
  

5. Anfragen 

5.1. Beleuchtung Helker Berg - Herr Rampe 

 Herr Rampe erkundigt sich, ob ein Förderantrag hinsichtlich der intelligen-
ten Belleuchtung bereits gestellt wurde.  
 
Herr Holthausen teilt mit, dass momentan die Ausschreibung vorbereitet 
wird. 
  
 

5.2. 9 € Ticket Bürgerbus - Herr Lennertz 

 Herr Lennertz möchte wissen, ob das 9 € Ticket auch für den BürgerBus 
in Billerbeck Gültigkeit habe.  
 
Frau Dirks bejaht dieses, da es sich um öffentlichen Personennahverkehr 
handele.  
  

 
 
  
 
 
  

Marion Dirks     Ute Höning 
Vorsitzende     Schriftführerin 
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